
 

 

Ergebnis:   Abstimmungsverhalten:  
    EINSTIMMIG  
 beschlossen   MEHRHEITLICH  
 beschlossen mit Änderung   JA  
 abgelehnt   NEIN  
 zurückgezogen   ENTHALTUNGEN  

 
  federführend 

 überwiesen in den Ausschuss für  
 zusätzlich in den Ausschuss für  
 und in den Ausschuss für  
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Antrag 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen;  

Ursprungsdrucksachenart: Antrag,  
Ursprungsinitiator:  Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
   

Beratungsfolge: 

10.12.2008 BVV BVV/20/VI  

Betreff:  Detaillierten Zeit-Maßnahmeplan Grundschulentwicklu ng aufstellen  

 
Die BVV möge beschließen: 
 
Das Bezirksamt wird beauftragt, einen konkreten Zeitplan für die einzelnen im Zuge des „Maßnahme-
plans zur Sicherstellung der Versorgung mit Grundschulplätzen ab 2010 für die Regionen 1-3 (...)“ 
geplanten Maßnahmen je Standort zu erstellen. Der Plan soll sichtbar machen, in welche Einzelschritte 
innerhalb der Problembereiche Finanzierung, Planen, Bauen die Maßnahmen jeweils zu unterteilen sind 
und welcher Schritt bis zu welchem Zeitpunkt erledigt sein sollte, um die Inbetriebnahme des betreffen-
den Standorts bzw. Gebäudeteils zum gewünschten bzw. erforderlichen Zeitpunkt zu gewährleisten. 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berlin, den 02.12.2008 

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
gez. BV Stefanie Remlinger, BV Peter Brenn, BV Maria Pfennig 
 
 
 
 
 

Begründung siehe Rückseite 



 

 

 
Drs.  VI-0616 

Begründung: 

 
Der vorliegende „Maßnahmeplan zur Sicherstellung der Versorgung mit Grundschulplätzen ab 2010 für 
die Regionen 1-3 der bezirklichen Schulentwicklungsplanung 2008, Fortschreibung Grundschulen“ klärt 
erst einmal nur, an welchen Standorten welche Kapazitätserweiterungen erreicht werden sollen. Gerade 
angesichts der Fülle der Projekte scheint es unabdingbar, die erforderlichen Einzelschritte für jeden 
einzelnen Standort aufzuschlüsseln und in eine zeitliche Abfolge zu bringen, die es sowohl dem Amt 
selbst als auch den Bezirksverordneten erleichtern würde zu erkennen, wo und wann die planmäßige 
Inbetriebnahme eines Standort(teils) gefährdet wäre und geeignete Gegenmaßnahmen eingeleitet 
werden müssten. 
 
 
 


